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KOMMUNALED
IE

ZEITUNG

Nimbus der kommunalfreundli-
chen Landesregierung angesichts 
der Beispiele, in denen NRW ge-
genüber seinen Kommunen eben 
nicht vorbildlich war. Und schließ-
lich drängten neue Aufgaben in 
den Vordergrund: Angefangen bei 
sozialem Wohnungsbau (ein The-
ma, das die SGK mit dem zustän-
digen Minister Mike Groschek kon-
tinuierlich bearbeitete), über den 
Ärztemangel im ländlichen Be-
reich, Diesel-Gipfel bis hin zu sozi-
alem Arbeitsmarkt wurden zahlrei-
che Aufgaben thematisiert. 

Doch obwohl die SPD durchaus 
selbstbewusst ihre Erfolge hätte 
präsentieren können, gelang es ihr 
nicht, der Abwärts-Spirale schlech-
ter Umfragen zu entkommen (und 
dies, obwohl sie 2016 immerhin 9 
von 16 Regierungschefs in Deutsch-
land stellte und an 13 von 16 Lan-
desregierungen beteiligt war). 

2017 war dann ein Tiefpunkt er-
reicht: die als sicher geglaubte 
Landtagswahl in NRW ging ebenso 
verloren wie die Bundestagswahl. 
Seither wird die SPD gleich mehr-
fach auf harte Proben gestellt. Der 
Zick-Zack-Kurs zur GroKo war (und 
ist) noch längst nicht bewältigt, al-
lerdings hat die SPD gezeigt, dass 
der Tanker auch in schwerer See 
manövrierfähig ist: die Debatte um 
den Koalitionsvertrag hat sie vor-
bildlich geführt, so dass selbst Kri-
tiker ihr Respekt zollten.

Opposition im Land – 
Beteiligter im Bund

In dieser Konstellation steht die 
nächste Aufgabe bevor: Erneu-
erung heißt das Schlagwort und 
bezieht sich ebenso auf den Bund 

als auch auf das Land. So viel Zeit 
wie bisher dürfen sich die Betei-
ligten in NRW dafür nicht mehr 
nehmen. 

Denn bereits im Frühjahr 2019 be-
ginnt erneut der Wahlmarathon 
mit der Europawahl. Ihr schließen  
sich im Herbst 2020 die Kommu-
nalwahlen an: Erstmals werden 
wieder die Hauptverwaltungsbe-
amten mit den Räten und Kreistag 
gemeinsam gewählt. Ein Ergebnis, 
für das vor allem die SPD erfolg-
reich gekämpft hat. Von beiden 
Wahlen dürften Signale für die 
Bundestagswahl im Herbst 2021 
und die Landtagswahl im Frühjahr 
2022 ausgehen.

Für die SGK ist die Aufgabe damit 
klar: Sie wird sich quasi als einzi-
ge "Regierungsebene" der SPD 
in NRW aktiv an der organisatori-
schen, inhaltlichen und personel-
len Neuaufstellung beteiligen. Un-
ser Anspruch bleibt: Die SPD will 
weiterhin stärkste kommunalpo-
litische Kraft in NRW bleiben. Mit 
dem Entwurf von programmati-
schen Grundsätzen beteiligt sich 
die SGK aktiv an der inhaltlichen 
Positionierung der NRWSPD. Sie 
werden sowohl auf der Landes-
delegiertenkonferenz als auch auf 
dem Landeparteitag zur Diskussion 
gestellt. Organisations- und Perso-
nalentwicklung sind gleicherma-
ßen unsere Themen. Will die SPD 
in NRW wieder als Anwältin der 
Kommunen erkennbar sein, muss 
sie nicht nur der schwarz-gelben 
Landesregierung die Stirn bieten. 
Auch ihre eigene Positionierung 
muss sich deutlich von der Zeit rot-
grüner Landespolitik unterschei-
den. Die SPD muss wieder kom-
munaler werden.
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Erneuerung beginnt kommunal

In jeder Landesdelegiertenkonfe-
renz widmen wir uns neuen Her-
ausforderungen: Die digitale Stadt 
war unser Thema 2015 in Wup-
pertal. In diesem Jahr steht un-
sere Konferenz unter dem Motto 
"Europa findet Stadt". Wir leben 
in einem vereinten Europa, das 
aktuell aber durchaus bedroht ist: 
Brexit und Finanzkrise, Digitalisie-
rung und Strukturwandel, Natio-
nalismus und Flüchtlingsbewegun-
gen, Rechtspopulismus und eine 
krisengeschüttelte Sozialdemokra-
tie. Herausforderungen, mit denen 
wir konfrontiert sind und die Fra-
ge lautet: Was haben Kommunen 
damit zu tun? Besteht ihr Beitrag 
zur europäischen Politik weiter 
"nur" in Partnerschaftsfesten und 
Jugendaustausch? Oder sind sie 
nicht mittlerweile selbst Teil einer 
europäischen Politik, in die sie sich 
einbringen und Verantwortung 
tragen müssen? Und wenn ja - wie 
sieht diese aus? Gerade die welt-
weiten Flüchtlingsbewegungen 
zeigen uns, dass die Welt in vielen 
Lebensbereichen vor den Toren der 
Kommunen nicht halt macht. Hei-
mat – das ist längst kein Abschot-

tungsbegriff mehr – auch wenn 
gerade Konservative verschiedener 
Prägung uns dies vormachen wol-
len. Aber was macht sie aus? Wie 
funktioniert Integration in anderen 
europäische Städten? Wie wird die 
Wohnungsnot in den Großstädten 
Europas bekämpft? 

Wir wollen mit unserer Konferenz 
einen Impuls geben, salopp ge-
sagt, etwas mehr Inhalt im allge-
genwärtigen Bekenntnis zur Er-
neuerung der SPD.

Doch zuvor: Ein Blick zurück.

Wie sieht unsere Bilanz nach zwei-
einhalb Jahren aus? Wo steht die 
sozialdemokratische Kommunal-
politik?

Auch 2015 war ein Wahljahr – das 
letzte Mal, in dem Oberbürger-
meisterinnen, Oberbürgermeister 
und Landräte getrennt von Räten 
und Kreistagen gewählt wurden. 
Mit den Ergebnissen konnte die 
SPD durchaus zufrieden sein. Eini-
ge Hochburgen (Essen, Oberhau-
sen) sind verloren worden, einige 

mehr wieder gewonnen worden 
(Wuppertal, Solingen, Leverkusen, 
Neuss) und auch die Zahl der Land-
räte hat sich verdoppelt. Mit 131 
Hauptverwaltungsbeamten ist die 
SPD weiterhin eine bestimmende 
kommunale Kraft. Ebenso waren 
die Wahlergebnisse in den Stadt- 
und Gemeinderäten sowie den 
Kreistagen im Jahr zuvor durchaus 
ermutigend. 

Mehr denn je hat der Zustrom von 
Flüchtlingen die Systemrelevanz 
der Kommunen für unsere Demo-
kratie offenbart: Ohne die Kom-
munen ist die Aufgabe (nicht nur 
2015) nicht zu bewältigen. Die SPD 
hat in der Bundesregierung da-
für gesorgt, dass die Kommunen 
zeitnah finanziell unterstützt wor-
den sind. Dennoch hatten wohl al-
le Ebenen die Größe der Aufgabe 
unterschätzt - nicht nur in finanzi-
eller Hinsicht.

Daneben waren auch andere The-
men wichtig: vom Unterhaltsvor-
schuss über die Kitafinanzierung 
bis zur Erstattung der Flüchtlings-
kosten schwand auch in NRW der 
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lautstark gefordert. Umso ent-
täuschender ist es für die kom-
munale Familie jetzt, dass die 
neue Landesregierung auch an 
dieser Stelle Versprechen nicht 
realisiert und die Kommunen im 
Regen stehen läßt.

Die SGK fordert, den Verbund-
satz umgehend auf echte 25 Pro-
zent zu steigern und will, dass 
sich auch die NRWSPD diese For-
derung zu eigen macht. 

Derzeit plant die schwarz-gelbe 
Landesregierung lediglich eine 
Anpassung auf ,,echte 23 Pro-
zent". Hintergrund:  Mit 1,17 Pro-
zent waren die Kommunen an 
den Kosten der Einheit beteiligt, 
die heute durch nichts mehr zu 
rechtfertigen sind.  Doch selbst 
diese Ankündigung soll  erst im 
Jahr 2020 gelten, quasi das Ge-
schenk für die dann bevorste-
henden Kommunal- und Land-

tagswahl. Übrigens das Jahr, in 
dem die Neuregelung der Bund-
Länder-Finanzen rund 9,6 Milliar-
den Euro in die Kassen aller Bun-
desländer spült.

Schon nach einem Jahr lässt 
die schwarz-gelbe Landesregie-
rung ihre Maske der Kommunal-
freundlichkeit nicht nur bei der 
Höhe des Verbundsatzes fallen:

 � Aus der Ankündigung zur di-
rekten Weiterleitung der Inte-
grationspauschale in Höhe von 
434 Millionen Euro, die Armin 
Laschet ,,vollständig und unge-
schmälert" an die Kommunen 
weiterleiten wollte, bleiben ge-
rade einmal 100 Millionen Euro 
übrig.

 � Auch bei der Krankenhausfinan-
zierung wird auf dem Rücken 
der Kommunen finanziert. Lau-
mann und Laschet lassen sich 

dafür feiern, dass die Landesre-
gierung die Krankenhäuser bes-
ser finanziert, jedoch kommen 
40 Prozent der Mittel von den 
Kommunen, egal ob sie Kran-
kenhausträger sind oder nicht.

 � Zur gleichen Zeit wird der Kom-
munalsoli abgeschafft und die 
Mittel aus dem Landeshaushalt 
finanziert. Praktische Folge:  Ei-
ne NRW-Steueroase wie Mon-
heim, durch Steuer-Dumping 
bestens finanziert, wird von 
der Finanzierung der Solidar-
gemeinschaft befreit, während 
alle Kommunen zur Mitfinanzie-
rung herangezogen werden. 

Mehr und mehr erinnert die 
CDU/FDP-Regierung an Laschets 
erste Ministerzeit in Düsseldorf. 
Die Rüttgers-Regierung ging 
schnell als "Versprochen-Gebro-
chen-Koalition" in die Landesge-
schichte ein. 

Zum Kerngeschäft der SGK ge-
hört seit jeher der Einsatz für ei-
ne faire und auskömmliche kom-
munale Finanzausstattung. Prob-
lembezogene Förderprogramme 
ersetzen keine dauerhaft ange-
messene Finanzierung zur Er-
füllung kommunaler Aufgaben. 
Deshalb streitet die SGK vor al-
lem für eine verbesserte kommu-
nale Grundfinanzierung und ar-
beitet dazu mit Finanzfachleuten 
in ihrer Expertengruppe Kommu-
nalfinanzen (Seite 4).

Die kommunalen Steuereinnah-
men, wie Grund- und Gewer-
besteuern müssen erhalten, am 
besten ausgeweitet werden, das 
kommunale Hebesatzrecht muss 
unangefochten bleiben und der 
Grundsatz der Konnexität muss 
gelten - auf allen Ebenen. Dies 
ist ein Kernbestandteil der Forde-

rungen gegenüber 
Bund und Land.

Auf Landesebe-
ne muss des wei-
teren endlich wie-
der ernsthaft über 
die Höhe des Ver-
bundsatzes, also 
der kommunalen 

Beteiligung an den Steuerein-
nahmen des Landes, gesprochen 
werden. Klar ist: 23 Prozent sind 
schon lange nicht mehr genug! 
Das Land muss eine den Aufga-
ben angemessene Grundfinan-
zierung leisten. Auch darüber 
muss in der NRWSPD Klarheit 
herrschen!

Schwarz–Gelb hat 
nichts dazugelernt

Ausgerechnet die heutige Lan-
desregierung, namentlich Armin 
Laschet, tat sich im Wahlkampf 
noch mit Erinnerungen an den 
einstigen Höchstsatz von 28 Pro-
zent hervor und ließ Hoffnun-
gen sprießen. Doch kaum in der 
Regierung, ist das Versprechen 
vergessen. Eine signifikante Er-
höhung genau dieser Mittel hat 
die CDU im Landtagswahlkampf 
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In der Ehrenamtskommission ha-
ben wir maßgeblich zur Stärkung 
des Ehrenamtes beigetragen. Zu 
den wesentlichen Ergebnissen 
zählen:

 � Die Neufassung des Zuwen-
dungserlasses der Kommunen 
an Fraktionen. Endlich ist klar-
gestellt, dass Fraktionen eine 
finanzielle Mindestausstattung 
benötigen. Über die konkrete 
Höhe entscheidet zwar weiter-
hin der Rat oder Kreistag, aber 
die Anforderungen werden im 
Erlass genannt und sind zu be-
rücksichtigen, beispielsweise 
die Nutzung oder Anmietung 
von Fraktionsräumen. Klarge-
stellt ist auch, dass Fraktionen 
Beiträge für die Mitgliedschaft 
in einer kommunalpolitischen 
Vereinigung zustehen. Mehr 
Klarheit und Rechtssicherheit 
bringt der Erlass auch zu den 
Verwendungszwecken. 

 � Die Anerkennung des kom-
munalpolitischen Ehrenamtes 
und des damit verbundenen 
Aufwandes kommt auch durch 
die Anhebung der Aufwands-
entschädigung um zehn Pro-
zent zum Ausdruck. Darüber 
hinaus haben Fraktionen be-
reits ab einer Größe von acht 
Mitgliedern die Möglichkeit, 

einen stellvertretenden Frak-
tionsvorsitzenden zu wählen, 
der eine zusätzliche Aufwands-
entschädigung erhält. Ab einer 
Fraktionsgröße von 16 Mitglie-
dern können zwei und ab 24 
Mitgliedern drei stellvertrete 
Vorsitzende gewählt werden.

 � Die zusätzliche, einfache Auf-
wandsentschädigung für Aus-
schussvorsitzende führte in 
der kommunalen Familie zu 
kritischen Diskussionen. Sollte 
es auch möglich sein, alle Aus-
schüsse von dieser Regelung 
auszunehmen? Leider beant-
wortete das Kommunalminis-
terium diese Frage nur unzurei-
chend, eine Klärung steht nach 
wie vor aus. 

 � Besonders wichtig für die eh-
renamtlichen Mandatsträger 
war die Einführung eines lan-
desweit einheitlichen Höchst-
satzes für den Verdienstausfall. 
Dieser löste den vielerorts un-
realistisch niedrig festgelegten 
Verdienstausfall in den Haupt-
satzungen ab. 

 � Die Schaffung der rechtlichen 
Voraussetzungen für eine Aus-
weitung des Freistellungsan-
spruchs bei flexiblen Arbeits-
zeiten oder Arbeitszeitmodel-

len wurde ebenfalls konstruk-
tiv durch die SGK begleitet. 

An den Bund richtete sich die 
Forderung, die Steuerfreibeträge 
für Aufwandsentschädigungen 
zu erhöhen, da die rechtlichen 
Grundlagen dort geschaffen wer-
den müssen.

Die durch die Ehrenamtskommis-
sion empfohlene Einführung ei-
ner Sperrklausel scheiterte letzt-
lich vor dem Verfassungsgerichts-
hof. Für Räte und Kreistage wird 
sich zur nächsten Kommunalwahl 
nichts ändern, für die Wahl zu 
den Bezirksvertretungen wurde 
die 2,5 Prozent-Klausel jedoch be-
stätigt. Mit einer Sperrklausel bei 
der Wahl zu den Räten und Kreis-
tagen ist daher in absehbarer Zu-
kunft nicht mehr zu rechnen, so 
wünschenswert dies auch wäre.

Stabile Finanzen als Ziel

Das Ehrenamt – Basis 
kommunaler Selbstverwaltung
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Was tun, nachdem Jamaika ge-
scheitert und aus den Sondie-
rungen ein Koalitionsvertrag ent-
standen war, der den Kommunen 
Hoffnung macht und viele ihrer In-
teressen berücksichtigt? Die SGK 
hat sich auf Bundes- und Landes-
ebene für die Annahme des Ko-
alitionsvertrages ausgesprochen, 
weil er letztlich mehr Chancen als 
Risiken für die Kommunen auf-
weist und die SPD an der Regie-
rung beteiligt.

Einmalig, wenn auch rechtlich 
nicht einklagbar ist sicher das Be-
kenntnis zur Konnexität. Ein der-
art starkes Signal gab es bisher 
nicht. Mit Mike Groschek, Frank 
Baranowski und Bernhard Daldrup 
hat die SPD-Seite dieses Bekennt-
nis durchsetzen können, nun wird 
es eine zentrale Aufgabe sein, die-
sem Grundsatz Rechnung zu tra-
gen. Gleichermaßen sind die Zu-
sagen zur Sicherung der kommu-
nalen Steuerquellen, zum Schutz 
der öffentlichen Daseinsvorsorge, 
dem Erhalt des steuerlichen Quer-
verbundes sowie zur Fortsetzung 
der Beteiligung des Bundes an den 
Flüchtlingskosten zu werten.

Sosehr die Idee unterstützt wird, 
dürfte der Einstieg in die Gebüh-
renfreiheit bei Bildung und Ausbil-
dung noch manche Debatte nach 

sich ziehen. Eine ursachen-
orientierte Entlastung von 
Sozialausgaben könnte 
hingegen die Schaffung 
eines sozialen Arbeits-

marktes bedeuten. 150.000 
Plätze sind zugesagt, die ins-
besondere in den struktur-
schwachen Regionen ihre Wir-

kung haben dürften. Der vorsor-
gende Sozialstaat muss mehr als 
bisher die Ursachen gesellschaftli-
cher Problemlagen aufgreifen.

Die verstärkte Förderung des 
Wohnungsbaus sowie die geplan-
ten Investitionen in Schulen, Bil-
dung und den ÖPNV werden di-
rekt erfahrbare Verbesserungen 
für viele Menschen bringen. Der 
weitere Ausbau der Ganztagsbe-
treuung und der Rechtsanspruch 
auf einen Ganztagsplatz für Kin-
der im Grundschulalter ebenso. 
Der gleiche Zugang zur Bildung - 
ungeachtet der eigenen Herkunft, 
das ist tatsächlich eine große so-
zialdemokratische Idee. Klar muss 
sein, dass die Finanzierung keine 
kommunale, sondern ein gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe ist, de-
ren Hauptlast der Bund zu tragen 
haben wird. 

Ein gesamtdeutsches Fördersys-
tem zur Schaffung gleichwertiger 
Lebensbedingungen für struktur-
schwache Regionen ist ein weite-
res innovatives Konzept, das Be-
dürftigkeit und nicht mehr die 
Himmelsrichtungen zum Maßstab 
staatlichen Handelns macht. Auch 
die Zusage, eine Lösung für die seit 
Jahrzehnten nicht abnehmenden 
Altschulden mit Hilfe des Bundes 
auf den Weg zu bringen, stimmt 
zuversichtlich. Angefangen von 
der verbesserten Grundrente bis 

zur Stärkung des Mieterschutzes 
vor den dramatischen Mietpreis-
steigerungen gibt der Vertrag eine 
Reihe von Maßnahmen her, die die 
soziale Lage einkommensschwa-
cher Bevölkerungsgruppen stärkt - 
und damit die Kommunen von So-
zialausgaben entlasten kann.

Koalitionen sind kein Wunschkon-
zert und Wahlen haben Folgen. 
Gemessen am Wahlergebnis hat 
die SPD mit dem Koalitionsvertrag 
viel erreicht - das bestreiten nicht 
einmal Gegner der GroKo. Für die 
Kommunalen wäre an verschie-
denen Stellen mehr wünschens-
wert gewesen - beispielsweise bei 
der weiteren Entlastung der Kom-
munen von Sozialausgaben. Die-
se Forderungen sind auch nicht 
durch die Regierungsbeteiligung 
erledigt. Auch die Lage der Kom-
munen wird ein Prüfstein sein, 
wenn es zur Halbzeit der GroKo 
um eine Bewertung des Koaliti-
onsvertrages gehen wird. 

Wir haben einen Kompass

Die aktuelle Debatte um ein soli-
darisches Grundeinkommen zeigt, 
dass die SPD nur dann wieder 
mehr Unterstützung bekommen 
kann, wenn sie der Erwartung 
entschlossen und mit konkreten 
Maßnahmen entspricht, vor al-
lem die Lebensbedingungen sozi-
al schwacher Gruppen der Gesell-
schaft zu verbessern: mehr soziale 
Gerechtigkeit  durchzusetzen. Ge-
rade die Integration vieler Lang-
zeitarbeitsloser in den Arbeits-
markt kann dazu einen wichtigen 
Beitrag leisten. 

Die SGK NRW setzt sich seit lan-
gem für einen flächendeckenden 

sozialen Arbeitsmarkt ein, der die 
Betroffenen nicht von einer Maß-
nahme zur nächsten schickt, son-
dern dem Grundsatz des Förderns 
die gleiche Bedeutung beimisst 
wie dem des Forderns, um Lang-
zeitarbeitslosen zu zeigen: sie ge-
hören dazu, wenn es um die Teil-
habe am Arbeitsmarkt geht. 

Ebenso wird die Integration von 
Flüchtlingen eine Daueraufgabe 
bleiben. Selbst wenn die Zahlen 
wieder sinken, bleibt Integration 
eine Daueraufgabe der Kommu-
nalpolitik. Dabei müssen Zustän-
digkeiten eindeutig, Finanzierun-
gen verlässlich und Verantwort-
lichkeiten klar sein. Nur dann gibt 
es klare Leitplanken, die ein gutes 
Zusammenleben in unseren Städ-
ten und Gemeinden sichern. Nicht 
nur deshalb wäre es sinnvoll, die 
Herausforderungen der Zukunft 
auch im Berliner Parlamentsbe-
trieb zu einer Aufgabe zu ma-
chen, die den Herausforderungen 
entspricht und sie nicht nur in die 
Hände der Exekutive zu legen. 

Kommunen sind Heimat – das 
ist weder originell noch neu. Die 
Wiederentdeckung des Begriffs 
darf nicht zur strukturkonserva-
tiven Blockade von Reformen im 
21. Jahrhundert werden. Die Digi-
talisierung der Gesellschaft macht 
vor der Heimat nicht halt. Aber 
was Heimat im digitalen Zeitalter 
bedeutet, ist noch nicht ausge-
macht. Hier hat sozialdemokrati-
sche Kommunalpolitik eine große 
Aufgabe.

Wir stehen für ein Recht auf Glas-
faser in allen Kommunen. Teilnah-
me und Teilhabe aller an der Ent-
wicklung unserer Gesellschaft ist 

die Voraussetzung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Dafür steht 
sozialdemokratische Kommunal-
politik. Es ist auch die Aufgabe der 
Kommunen, den Zugang durch ei-
ne gute Infrastruktur zu ermögli-
chen. Vorbildhaft sollte dies für 
die Anbindung von öffentlichen 
Gebäuden wie Kindertagesstät-
ten, Schulen und Rathäusern gel-
ten. Das digitale Rathaus ist die 
Chance für transparentes, bürger-
nahes Handeln 

Die SGK bleibt vorn

Mit mehr als 9.000 Mitglieder, ist 
die SGK NRW die größte kom-
munalpolitische Organisation in 
Nordrhein-Westfalen. Für die Mit-
glieder ist die Organisation da. 
Wir sind politische Akteure, oh-
ne zu vergessen, Dienstleister für 
unsere Mitglieder zu sein, im Ge-
genteil: Rechtsauskünfte, die Bil-
dungsarbeit, eigene Publikatio-
nen, Projektgruppen und Veran-
staltungen sind Ausdruck unseres 
Verständnisses einer mitgliedero-
rientierten Arbeit. 

Gut aufgestellt will die SGK NRW 
auch weiterhin für eine lebendi-
ge und zukunftsfähige sozialde-
mokratische Kommunalpolitik ar-
beiten und die Interessen der Mit-
glieder in der Partei, der Land-
tagsfraktion und auch gegenüber 
der Landesregierung vertreten. 
Der Geschäftsbericht gibt einen 
(unvollständigen) Überblick unse-
rer Arbeit der vergangenen zwei-
einhalb Jahre und wirft einen Blick 
in die Zukunft, die unseren Grund-
werten verpflichtet ist: Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität be-
ginnen vor Ort und müssen sich 
dort erweisen. Dafür arbeiten wir.

In den letzten Jahren haben sich die 
Rahmenbedingungen für die SGK 
verändert, leider nicht nur zum Gu-
ten. Insbesondere das Landtags-
wahlergebnis 2017 führt zu Einnah-
meverlusten. Ein Einschnitt in das 
Leistungsangebot für SGK Mitglieder 
wird jedoch nicht vorgenommen.

„Sankt Bürokratius“ erlangt auch 
bei der SGK immer mehr Bedeutung 
durch gestiegene Anforderungen 
an Dokumentation, beispielsweise 
bei Beschaffungen. Diese Anforde-
rungen treffen alle kommunalpoliti-
schen Vereinigungen in NRW. 

Weiterhin hoch war die Prüfungs-
dichte durch Finanzamt, Landtags-

verwaltung, Landesrechnungshof, 
Sozialversicherungsprüfung und der 
zusätzlich freiwilligen jährlichen Jah-
resabschlussprüfung durch ein ex-
ternes Rechnungsprüfungsamt. Die 
Kassenprüfung durch die Revisoren 
findet regelmäßig zur LDV statt. 

Neben den Landeszuweisungen set-
zen sich die Einnahmen der SGK aus 
Mitgliedsbeiträgen, Seminargebüh-
ren, Anzeigen- und Verkaufserlösen 
bei den Publikationen zusammen. 
Der Mitgliederbestand zum 1. Quar-
tal 2018 betrug 9.143 Mitglieder. 
Damit ist die Mitgliederzahl erfreu-
licherweise erneut leicht gestiegen.
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Die Expertengruppe Kommunal-
finanzen unter der Leitung von 
Michael Makiolla hat im Berichts-
zeitraum sechsmal getagt. 

Den Schwerpunkt der Arbeit in 
den ersten Sitzungen bildeten 
die Reform der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen und die Finan-
zierung der Flüchtlingsunterbrin-
gung mit der Reform des FlüAG.

Ebenfalls beriet die Experten-
gruppe intensiv über die beiden 
wichtigsten kommunalen Steu-
ern: die Grund- und die Gewerbe-
steuer. Insbesondere die Grund-
steuer mit ihrer sehr langwieri-
gen Reform entwickelt sich quasi 
zum „Dauerbrenner“ des Gremi-
ums und war in den Vorjahren 
bereits mehrfach Thema. Es ist zu 
befürchten, dass dies auch in den 

n ä c h s t e n 
Jahren der 

Fall sein wird. 

Ein weiterer „Klas-
siker“ war die Re-
form des Gemein-
def inanzierungs-

gesetzes (GFG), die 
in der letzten Sitzung 
mit der Diskussion über 

das „Sofia-Gutachten“ 
behandelt wurde. Die Ex-

pertengruppe versteht sich 
ausdrücklich nicht nur als Aus-
tauschgremium, sondern bereitet 
Inhalte und Anträge für den SGK-
Landesvorstand vor, damit sich 
dieser in komplexen finanzpoliti-
schen Themenstellungen positio-
nieren kann.

Hierzu gehörte auch die fachli-
che Begleitung der Koalitionsver-
handlungen in Land und Bund. 

Als Referenten nahmen regelmä-
ßig die Mitglieder des kommu-
nalpolitischen Ausschusses der 
SPD-Landtagsfraktion teil. Wei-
terhin begleiteten Vertreter der 
Fachministerien und die kommu-
nalen Spitzenverbände die Arbeit 
der Expertengruppe. Allen Mit-
gliedern und Referenten gebührt 
Dank für die intensive und frucht-
bare Zusammenarbeit. 

Projektgruppe
Expertengruppe Arbeits-, Gesundheits- und Sozialpolitik
Die Expertengruppe Arbeits-, Ge-
sundheits- und Sozialpolitik unter 
der Leitung von Bernd Scheelen 
wurde in der letzten Wahlperi-
ode des SGK-Landesvorstandes 
neu als Expertengruppe einge-
setzt und hat in sechs Sitzun-
gen getagt.  Sie befasste sich 
zunächst mit dem Bundesteilha-
begesetz und dem Inklusions-
stärkungsgesetz. Daneben wa-
ren die Anpassungen und Ände-
rungen des UVG ein immer wie-
derkehrendes Thema. Nachdem 
in der vorherigen Legislaturperi-
ode der soziale Arbeitsmarkt ei-
nen Schwerpunkt der damali-
gen Projektgruppe gebildet hat-
te, hat sich die Expertengruppe 
nun erneut mit den Entwicklun-
gen auf diesem Gebiet befasst 
und ein aktualisiertes Positions-
papier entwickelt. Dabei hob sie 
hervor, wie notwendig die Ein-
führung eines flächendeckenden 
sozialen Arbeitsmarktes für die 
Etablierung Langzeitarbeitsloser 
in den Arbeitsmarkt und in die 
Gesellschaft ist. 

Ein weiterer Schwerpunkt war 
die Befassung mit der sogenann-

ten „großen Lösung SGB VIII“. 
Manfred Walhorn, Abteilungslei-
ter im damaligen MfKJKS NRW 
stellte den aktuellen Stand aus 
Sicht der Landesregierung vor 
und diskutierte mit den Teilneh-
mern über die Auswirkungen für 
die Kommunen. Im Anschluss 
entwickelte die Expertengruppe 
hierzu ein Positionspapier mit Be-
schlussempfehlung an den SGK 
Vorstand, das dort mehrheitlich 
verabschiedet wurde. 

In mehreren Terminen hat sich 
die Expertengruppe mit der Pro-
blematik der Ärzteversorgung 
in NRW auseinandergesetzt. Zu-
nächst legte sie dabei den Fokus 

auf die mangelnde ärztliche Ver-
sorgung auf dem Land. Im Laufe 
der Diskussion wurde jedoch her-
ausgearbeitet, dass die Probleme 
nicht nur im ländlichen Bereich, 
sondern auch in einigen unter-
versorgten städtischen Quar-
tieren bereits jetzt auftreten. 
Gesprächspartner waren hier-
bei insbesondere der Deutsche 
Landkreistag, sowie der Städte- 
und Gemeindebund. Die Exper-
tengruppe erarbeitete hieraus 
mehrere Forderungen zur Stär-
kung der ärztlichen Versorgung 
in NRW, die in einen Antrag mit 
Beschlussempfehlung an die Lan-
desdelegiertenversammlung im 
April in Bielefeld mündet. 

Expertengruppe
Kommunalverfassungsrecht

Die Expertengruppe Kommunal-
verfassungsrecht hat sich in fünf 
Sitzungen unter der Leitung von 
Bürgermeisterin Marion Weike 
insbesondere mit der Umsetzung 
der Ergebnisse der Ehrenamts-
kommission sowie dem 
Erlass zur Fraktionsfi-
nanzierung beschäf-
tigt.  

Auch wurden die 
Gesetze zur Stärkung 
der kommunalen Selbstverwal-
tung und zur Stärkung des Kreis-
tags begleitet. Hiermit waren um-
fangreiche Änderungen in der 
Gemeindeordnung und im Kom-
munalwahlgesetz verbunden. So 
wurde erstmalig ein Anspruch auf 
Zahlung einer zusätzlichen Auf-
wandsentschädigung für Aus-
schussvorsitzende in die Gemein-
deordnung aufgenommen, so-
wie der Schwellenwert, ab dem 
stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden ein Anspruch auf eine 
zusätzliche Aufwandsentschädi-
gung gewährt wird, abgesenkt. 
Die Mindestgröße für Fraktionen 

wurde angehoben und im 
Kommunalwahlgesetz die Mög-

lichkeit zur Verkleinerung der Rä-
te erweitert.

Des Weiteren hat die Exper-
tengruppe das Verfahren zur 
2,5-%-Sperrklausel verfolgt und 
sich mit dem Urteil des Landes-
verfassungsgerichtshofs und des-
sen Auswirkungen auf die Kom-
munalverfassung auseinanderge-
setzt.

Weitere Themen in der Exper-
tengruppe waren die Quotierung 
von Aufsichtsräten nach dem 
Entwurf des LGG, Ruhegehaltsre-
gelungen für Hauptverwaltungs-
beamte sowie  deren Statusrecht. 

Im Austausch mit Vertreterinnen 
und Vertretern der Landesregie-
rung (bis Mai 2017), der SPD-
Landtagsfraktion und externer 
Gäste wurden die Positionen der 
SGK NRW erarbeitet.

Hierzu gehörte auch die Auswer-
tung des Koalitionsvertrages auf 
Landesebene zwischen CDU und 
FDP und dessen kommunalver-
fassungsrechtliche Bedeutung.

Zuletzt hat die Expertengruppe 
mögliche Änderungen am Kom-
munalwahlgesetz diskutiert und 
lieferte so die Grundlage für ei-
ne erste Stellungnahme gegen-
über dem Kommunalministeri-
um.

Expertengruppe
Kommunalfinanzen

Geschäftsbericht
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Die Projektgruppe Digitales Leben 
hat unter der Leitung von Birgit 
Alkenings seit der letzten Landes-
delegiertenversammlung fünfmal 
getagt. Ein Schwerpunkt der PG 
war OpenData und eGovernment. 
Mit Expertinnen und Experten dis-
kutierten die Teilnehmer gerade 
die Bedeutung von OpenData und 
stellten fest,  dass in vielen Kom-
munen Informationsdefizite herr-
schen und teilweise auch durch 
gezielte Fehlinformationen die 
„Angst“ vor OpenData die Sicht-
weise auf einen sinnvollen Nutzen 
verstellt. Um dem entgegenzuwir-
ken, hat die PG einen Musteran-
trag für die Fraktionen formuliert, 
mit dem die Verwaltungen aufge-
fordert wurden, OpenData Stra-
tegien zu entwickeln und vor Ort 
einzuführen. 

Ein weiteres Thema war Verkehr 
4.0. Ernesto Ruge, Experte von 
Ruhrmobil-E e.V., und  Martin 
Randelhoff, Experte von Zukunft 
Mobilität e.V., stellten den Pro-
jektgruppen Digitales Leben und 

Verkehrsinfrastruktur in einer ge-
meinsamen Sitzung den aktuel-
len Sachstand und ihre Sicht ei-
ner vernetzten Verkehrswelt der 
Zukunft vor.

Die Projektgruppe hat sich zu-
dem mit den weiteren Facetten 
von Smart-City Projekten be-
schäftigt. Datenschutz, Bürger-
beteiligung in Zeiten der digita-
len Welt, das Internet-of-Things 
und die Weiterentwicklung von 
Standards beschäftigten die Pro-
jektgruppe ebenfalls. Des Weite-
ren ließ sich die Projektgruppe 
regelmäßig zu Best-Practice-Bei-
spielen, wie z.B. zu smarter Stra-
ßenbeleuchtung, durch Expertin-
nen und Experten berichten. 

Ständig begleitendes Thema der 
Projektgruppe war der Umgang 
mit digitalen Medien und die 
Auswirkungen auf die Kommuni-
kationsgesellschaft. Um den Um-
gang von Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitikern zu 
unterstützen, hat die Geschäfts-
stelle in der SGK-Schriftenreihe 
das Medienhandbuch heraus-
gegeben. Dort finden sich auch 
Beiträge von Projektgruppenmit-
gliedern wieder.

Der Bereich Smart-City ist ein 
sehr umfassender Bereich mit 
vielen interessanten Feldern. Die 
SGK NRW wird sich auch nach 
der LDV weiter mit diesem The-
ma auseinandersetzen.

Die Projektgruppe Energie und Kli-
maschutz unter der Leitung von 
Manfred Kossack hat sich in der 
vergangenen Wahlperiode des 
SGK-Landesvorstandes NRW zu 
sieben Sitzungen getroffen. The-
matisiert wurde dabei unter an-
derem die Novelle zum Landes-
naturschutzgesetz NRW, die Not-
wendigkeit der Digitalisierung der 
Energiewende mit den entspre-
chenden Erleichterungen bei der 
Konzessionsvergabe, sowie die 
strategischen Herausforderungen 
für kommunale Versorger im Zuge 
der Energiewende.  Hierzu fand ein 
regelmäßiger Austausch mit Ver-
tretern der kommunalen Spitzen-
verbände und anderen Organisati-
onen, wie beispielsweise der Inno-
vation City Ruhr, statt. 

Bei einem Besuch des Bioener-
gieparks Saerbeck im Münster-
land informierten sich die Teilneh-
mer über die Möglichkeiten einer 
energieautarken Kommune und 
tauschten sich darüber aus, wie 
weit fortgeschritten ihre eigenen 
Kommunen auf diesem Gebiet be-
reits sind. Die Vielfalt der Möglich-
keiten zum Einsatz unterschied-
lichster Energien wurde deutlich 
bei einer Begehung des Gasturbi-
nenkraftwerks Lausward in Düs-
seldorf, welches zu den moderns-
ten Gaskraftwerken der Welt zählt. 

Im steten Dialog mit Mitgliedern 
aus der Landtagsfraktion wurden 
aktuelle Probleme diskutiert und 
gemeinsame Ziele erörtert. Im Zu-
ge dessen fand ein Fachgespräch 
„Kommunale Wirtschaft – Wind-
kraft und Planungsrecht“ zusam-
men mit der SPD-Landtagsfrakti-
on NRW statt, an dem Umwelt-
politiker aus verschiedenen Kom-
munen in NRW teilnahmen. Der 

Landesverband erneuerbare Ener-
gien NRW stellte dabei die aus sei-
ner Sicht bestehenden Probleme 
dar, die sich aus den Änderungen 
des Windkrafterlasses der Landes-
regierung ergeben. 

Weiter thematisiert wurden die 
Handlungsoptionen für Kommu-
nen und kommunale Unterneh-
men im Zuge der Energiewende, 
sowie die Anforderungen an die 
kommunale Ebene im Hinblick auf 
den Klimaschutz und die Klimafol-
genanpassung. 
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Projektgruppe
Digitales Leben

SGK-SchriftenreiheProjektgruppe
Projektgruppe Energie und Klimaschutz

Anlässlich der LDV 2015 wurde der 
Tagungsband "Die Digitale Stadt 
der Zukunft" (Bd. 34) präsentiert. 
Neben der Neuauflage der Ge-
meindeordnung NRW (Bd. 38), 
wurden seitdem fünf weitere Bän-
de der SGK-Schriftenreihe veröf-
fentlicht. 

Die Nachschlagewerke Stadtent-
wicklung und Bauleitplanung 
(Bd. 35), Arbeit in Aufsichts- 
und Verwaltungsräten (Bd. 36), 
Handbuch NKF (Bd. 37) und das 
Medienhandbuch (Bd. 39), kom-
plettieren die Reihe der Nachschla-
gewerke der SGK. Aufgrund der 
hohen Nachfrage wurde Band 35 
bereits in der 2. Auflage produziert.

Mit Sonderband 1 – die Stadt 
und ihr Geld hat die SGK NRW 
eine Kooperation mit dem Kom-
munal- und Schulbuchverlag ge-
startet, die in den nächsten Jah-
ren weiter ausgebaut werden 
soll. 

Zurzeit befinden sich die Publika-
tionen „Strategische Steuerung 
der Kommune“, „Demografie – 
ein Handbuch“ und „Das Kom-
munallexikon“ in der Bearbei-
tung und werden im Rahmen der 
SGK-Schriftenreihe neu erschei-
nen. Rechtzeitig zur Kommunal-
wahl wird ebenfalls ein neuer 
„Leitfaden Wahlrecht zur Kom-
munalwahl“ erscheinen.

Die SGK-Publikationen sind aus den Bücherregalen der Kommu-

nalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker in Nordrhein-Westfa-

len nicht wegzudenken. Seit der letzten Landesdelegiertenver-

sammlung (LDV) hat die SGK NRW eine Vielzahl von neuen und 

überarbeiteten Publikationen herausgegeben. 

Geschäftsbericht
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Das mittlerweile schon traditi-
onelle „SGK-Kamingespräch“ 
ist ein wichtiger Erfahrungsaus-
tausch im Rahmen der Vorberei-
tungen zu den Kommunalwahlen 
und fand Anfang 2015 in Düssel-
dorf statt. Es dient der Vernet-
zung von Amtsinhaberinnen und 
Amtsinhabern mit Kandidatin-
nen und Kandidaten für die Posi-
tionen des (Ober-)Bürgermeisters 
oder Landrates. Tipps und Tricks 
mitnehmen, von Erfahrenen ler-
nen und den eigenen Standpunkt 

bestimmen, sind eine gute Vor-
bereitung für die Persönlichkeits-
wahl. Auch zur Vorbereitung der 
Kommunalwahl 2020 wird die 
SGK NRW den Kandidatinnen 
und Kandidaten ein solches Ge-
spräch anbieten. 

SGK-Kamingespräch

6

SGK-Tagungen, Fachgespräche, Kongresse
Die SGK NRW organisiert in regelmäßigen Abständen Fachgespräche, Veranstaltungen und Tagungen zu 
aktuellen kommunalpolitischen Themen. Der Austausch und die Diskussion zentraler Fragestellungen der 
nordrhein-westfälischen Kommunalpolitik stehen im Mittelpunkt. 

Kommunalpolitik trifft Landespolitik
Der regelmäßige Meinungsaus-
tausch zwischen den haupt- und 
ehrenamtlichen Kommunalen und 
der Landespolitik wird weiterhin 
regelmäßig organisiert. Dadurch 
wird der direkte Dialog zwischen 
den Kommunen und der Landes-
politik angeboten, der von vielen 
sozialdemokratischen Mandats-
trägern regelmäßig wahrgenom-
men wird. Die Austauschrunden 
schaffen ein Problembewusstsein 
seitens der Verantwortlichen auf 
Landesebene über die tatsächli-

che Lage vor Ort und ermöglichen 
umgekehrt die Darlegung der Be-
weggründe über landespolitische 
Entscheidungen. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Nor-
bert Römer und die fachpoliti-
schen Sprecher der Landtagsfrakti-
on, aber auch der Parteivorsitzen-
de Michael Groschek, berichten 
in diesen Gesprächen aus erster 
Hand und geben wichtige Impul-
se für die politische Arbeit. Auch in 
diesem Jahr wird es wieder regel-
mäßige Veranstaltungen geben.

Ob Fraktionsvorsitzenden-, Bei-
geordneten- oder (Ober-)Bürger-
meister-/Landrätetreffen: Nicht 
selten waren bis zur Landtagswahl 
2017 Ministerpräsidentin Hannelo-
re Kraft, Innenminister Ralf Jäger 
und weitere Minister zu Gast. 

Das SGK-Bildungsprogramm ist 
nach wie vor sehr gefragt. Mit 
den dezentralen Seminaren der 
Landesgeschäftsstelle und den 
Kreisverbandsseminaren werden 
jedes Jahr viele Kommunalpoli-
tikerinnern und Kommunalpo-
litiker weitergebildet. Die SGK-
Bildungsbausteine bieten in den 
Themen, „Handwerkszeug“ und 
„Soft-Skills“ für jeden etwas Pas-
sendes an. Gemeinsam mit den 
Bildungswerken und der FES, be-
reitet die SGK die Kandidatinnen 
und Kandidaten auf die Kommu-
nalwahl 2020 vor.

SGK-Seminare

Flüchtlingskonferenzen von SGK und 
SPD-Landtagsfraktion

Geschäftsbericht

Die zunehmende Zahl von Ge-
flüchteten stellte 2015 Bund, 
Länder und Kommunen vor gro-
ße Herausforderungen. Bei vier 
gut besuchten Regionalkonfe-
renzen unter dem Titel „Integra-
tion gemeinsam gestalten“ dis-
kutierten Ober-/Bürgermeister, 
Fraktionsvorsitzende und Beige-
ordnete mit der SPD-Landtags-
fraktion über die Herausforde-
rungen und Chancen der Asyl- 
und Flüchtlingspolitik. Die Re-
gionalkonferenzen zeigten sehr 
deutlich auf, dass sich die Kom-
munen durchaus in der Lage se-
hen, die Flüchtlingszuströme 
zu bewältigen. Die große Her-
ausforderung der anschließen-
den Integration der anerkann-
ten Asylbewerber sei allerdings 
noch massiv auszubauen, um 
sie letztendlich bewältigen zu 
können. 

Regionalkonferenz
in Neuss

Regionalkonferenz
in Gelsenkirchen

Meinungsaustausch
mit Fraktionsvorsitzenden

Treffen mit Hauptver-
waltungsbeamten

Treffen mit 
Beigeordneten 
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waltungsbeamten

Treffen mit 
Beigeordneten 
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Die SGK-Fachtagungen dienen ne-
ben dem Meinungsaustausch vor 
allem der praxisnahen Informa-
tions- und Wissensvermittlung. So 
fanden in den vergangenen Jah-
ren mehrere SGK-Fachtagungen 
zu den unterschiedlichsten The-
men satt. Eine Auswahl ist hier 
zusammengestellt. 

SGK-Fachtagungen

Auch seit der letzten LDV hat das 
FJK Interessierten viele Weiterbil-
dungs- und Netzwerkveranstal-
tungen angeboten. Junge kommu-
nalpolitisch Interessierte aus ganz 
NRW erhalten regelmäßig Semi-
narangebote von Bündnispartnern 
und Bildungswerken und sollen 
zukünftig auch eigene Seminare 
zur inhaltlichen und „handwerkli-
chen“ Qualifizierung und Weiter-
bildung angeboten bekommen. 

Die Steuerungsgruppe des 
Forums trifft sich regelmä-
ßig. Auf Parteitagen, Dele-
giertenversammlungen und 
Kongressen war das FJK mit 
einem Informationsstand 
vertreten. Politisch interes-
sierte junge Leute wurden 
mit der Veranstaltung „Nachfra-
gen erwünscht! Diskussionsrun-
den mit ExpertInnen“ angespro-
chen. Im Mittelpunkt der weite-

ren Planungen steht nun die Kom-
munalwahl 2020. Auftakt dazu 
wird der Workshoptag „Kommu-
nalpolitik macht Spaß“ am 16. Ju-
ni in Castrop Rauxel sein. 

Mit dem Arbeitsprogramm 2015 
wurde die Projektgruppe „Young 
Professionals“ ins Leben geru-
fen. In regelmäßigen Abständen 
treffen sich seitdem rund 70 jun-
ge (U40) Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, Landräte, Bei-
geordnete, Fraktionsvorsitzen-
de, hauptamtliche Fraktionsge-
schäftsführer, Landtagsabgeord-

nete und leitende Angestellte aus 
der Kommunalwirtschaft und Ver-
waltung zu einem Gedankenaus-
tausch und Netzwerktreffen.

Bei dem Auftakttreffen in Vel-
bert 2016 wurde in Arbeitsgrup-
pen gemeinsam überlegt und 
beschlossen, in welcher Form 
sich die Gruppe selbst verwalten 
möchte und welche Themen dis-
kutiert werden sollen. Seit dem 
tagen neben der „großen Runde“ 
auch ein „BürgermeisterInnen-
stammtisch“ und die Beigeord-
netenrunde zum Austausch zwi-
schen den jungen Hauptverwal-
tungsbeamtinnen und -beamten. 

SGK-Seminare

Young Professionals

FJK – Forum junge Kommunalpolitik

SGK-Mitarbeitertreffen

Kreisverbandskonferenzen

SGK-Fachgespräch
Kommunale Wirtschaft: 
Windkraft und Planungsrecht

Geschäftsbericht

Auch in den vergangenen Jahren 
hat die SGK regelmäßig zu Kreis-
verbandskonferenzen eingeladen. 
Neben den formellen Inhalten, 
wie beispielsweise den laufenden 
Veränderungen in den Bildungs-
richtlinien, bietet die SGK bei je-
der KV-Konferenz inhaltliche und 
nützliche Inputs aus verschiede-
nen Bereichen der Politik, aber 
auch Best-Practice-Beispiele.

Zur KV-Konferenz 2016 hatte die 
SGK NRW zum Demo-Kongress in 
Berlin eingeladen. Dort wurden 
die Gäste von Bernhard Daldrup 
persönlich begrüßt und durch den 
Bundestag geführt. 

SGK-Forum
Europa vor dem Kollaps? Wie die 
europäische Flüchtlingskrise die 
Kommunen in NRW beeinflusst

Martin Schulz und Kannelore Kraft
Kommunen für Morgen – Gerecht, 
Innovativ, Lebenswert

Meinungsaustausch
Kinder und 
Jugendpolitik in NRW

Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der SGK-Landesgeschäfts-
stellen und der Bundes-SGK, ha-
ben sich 2017 auf Einladung der 
SGK NRW, in Gelsenkirchen zum 
gegenseitigen Kennenlernen und 

zum Erfahrungsaustausch getrof-
fen. Neben der Vernetzung stan-
den inhaltliche Schwerpunkte wie 
die Entwicklung von Wohnquar-
tieren und die Kooperation von 
Stadtwerken im Mittelpunkt.

Daneben wurden die aktuellen 
Seminarbausteine für die Kom-
munalwahl 2020 vorgestellt und 
PWC sowie der Elektrobusherstel-
ler Sileo erläuterten anhand von 
Best-Practice-Beispielen die Mög-
lichkeiten für einen nachhaltigen 
Ausbau von Elektromobilität.

Weitere Berichte sind im-
mer aktuell auf der Inter-
netseite und die passen-
den Bilder dazu auf dem 
Flickr-Portal der SGK NRW 
zu finden.

SGK-Forum
Umgang mit rechten Parteien 
in den Räten und Kreistagen
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Gemeinde-
ordnung 
NRW
Kommentar

Weitere Informationen 
und Leseproben unter 

www.reckinger.de

Rehn | Cronauge | 
v. Lennep | Knirsch

 Fundiert 
kommentiert

 Praxisorientiert 

 Übersichtlich 
strukturiert

Der seit über 40 Jahren 
in der Praxis bewährte 
und in der Recht-
sprechung anerkannte 
Standardkommentar 
zur Gemeindeordnung 
NRW ist ein unentbehr-
liches Hilfsmittel bei 
der Auslegung und An-
wendung des Gesetzes.

Projektgruppe
Projektgruppe Flüchtlinge 
und Zuwanderung

Die Projektgruppe Flüchtlinge 
und Zuwanderung hat sich un-
ter der Leitung von Rainer Hel-
ler in der vergangenen Wahlpe-
riode des SGK-Landesvorstandes 
NRW acht Mal getroffen, um sich 
mit der Situation der Geflüchte-
ten insbesondere im Zuge der 
Flüchtlingskrise auseinanderzu-
setzen und auszutauschen. 

Die Mitglieder haben sich unter 
anderem mit der Unterbringungs-
situation, Fragen der Kita- und 
Schulintegration und weiteren in-
tegrativen Handlungskonzepten 
in den Kreisen und Städten, dem 
Bundesintegrationsgesetz und 
möglichen Förderprogrammen 
im Bereich der Integrationspolitik 
auseinandergesetzt.  Insbesonde-
re die Integration in den Arbeits-
markt wurde diskutiert und mit 
Fachexperten/-innen weiter ver-
tieft.

Die Projektgruppe entwickelte ei-
ne Stellungnahme zum Antrag der 
SPD-Landtagsfraktion „Gelingen-
de Integration von Flüchtlingen – 
Integrationsplan für NRW“, in der 
sie sich dafür aussprach, einen In-

tegrationsplan für NRW zu erstel-
len und zu beschließen. Es wur-
den 17 Forderungen aufgestellt, 
die als Beschlussvorschlag in den 
SGK-Landesvorstand eingebracht 
und dort einstimmig beschlossen 
wurden. Einen Schwerpunkt bil-
dete dabei die Forderung nach ei-
ner vollständigen Übernahme der 
Kosten der Unterkunft durch den 
Bund, sowie der Einführung eines 
Einwanderungsgesetzes. 

Die Grundlagen und Ziele eines 
Einwanderungsgesetzes wurden 
im Austausch mit Nadja Lüders, 
stellvertretende Vorsitzende der 
SPD Landtagsfraktion NRW, be-
raten. Dabei wurde deutlich, 
dass die Definition des Begriffes 
Einwanderung sehr unterschied-
lich verstanden wird. Im Rah-
men der Vorstellung des Projek-
tes „Einwanderung gestalten“ 
am Beispiel ausgewählter Städ-
te erfolgte eine Umfrage unter 
den Mitgliedern der Projektgrup-
pe, um die aktuelle Situation der 
Geflüchteten in den Kommunen 
unter verschiedenen Aspekten 
zu analysieren und so eine Be-
standsaufnahme zu ermöglichen. 

Projektgruppe
Kommunalpolitisches Ehrenamt

Die Projektgruppe „Image des 
kommunalpolitischen Ehrenam-
tes“ unter Leitung von Nicole San-
der, hat sich mit den verschiede-
nen Problemfeldern in der Wahr-
nehmung der Attraktivität des 
kommunalpolitischen Ehrenamtes 
beschäftigt. In mehreren Sitzun-
gen wurden vor allem die Felder 
des angestaubten Images und die 
fehlende Verankerung von Kom-
munalpolitik in der Kinder- und 
Jugendbildung diskutiert. Unter 
anderem stellte die Kommunika-
tionsagentur Butter eine mögliche 
Marketingstrategie zur besseren 
Vermarktung von Kommunalpoli-
tik, als attraktives ehrenamtliches 
Engagement vor. 

Bei einem weiteren Diskussions-
termin u.a. mit der Landeszent-
rale für politische Bildung, wurde 
festgestellt, dass Politik im Allge-
meinen auf immer mehr an Be-

deutung innerhalb der 
Schullandschaft verliert. 
Aufgrund dessen hat die 
Projektgruppe verein-
bart, dass zur Landesde-
legiertenkonferenz 2018 
ein Antrag eingebracht 
wird, der die Landtags-
fraktion auffordern soll, 
sich für eine Veranke-
rung von Kommunal-
politik im Lehrplan der 
Schulen einzusetzen. 

Des Weiteren soll im wahlkampf-
freien Jahr 2018, eine große Um-
frage gemeinsam mit dem Forum 
junge Kommunalpolitik durchge-
führt werden. Alle SGK-Mitglieder 
und politisch interessiere junge 
Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten sollen befragt wer-
den, inwiefern sie zufrieden sind 
mit ihrem „kommunalpolitischen 
Job“, was verbessert werden 
kann, um die Motivation zu för-
dern und vor allem, welche Anfor-
derungen die jungen Menschen 
an die Kommunalpolitik stellen, 
um sie attraktiv für ein Engage-
ment zu machen. Die Ergebnisse 
sollen dann gemeinsam mit dem 
Forum junge Kommunalpolitik 
und der Expertengruppe Kommu-
nalverfassungsrecht abschließend 
diskutiert und in einem Forde-
rungskatalog an die Landesregie-
rung zusammengefasst werden.

Projektgruppe
Verkehrsinfrastruktur

Die Projektgruppe Verkehrsinf-
rastruktur unter der Leitung von 
Stadtbaurat Mike-Sebastian Jan-
ke hat sich – zum Teil zusammen 
mit der Projektgruppe „Digitales“ 
zukunftsorientiert mit dem Ver-
kehr 4.0 in NRW und dem digita-
len Verkehr vor Ort beschäftigt. 
Das Thema Dieselverbot in den 
Innenstädten und die blaue Pla-
kette sowie die Entwicklungen 

und Perspektiven der Stra-
ßeninfrastruktur in NRW 
spielten bei der Beratung 
in der Gruppe eine eben-
so große Rolle, wie die 
Bedeutung von Flughäfen 
für die Wirtschaft in den 
Kommunen in NRW. 

In ihren Treffen haben sich die 
Mitglieder der Projektgruppe 
durch externen Sachverstand bei-
spielsweise durch das Ministeri-
um für Bauen, Wohnen, Stadtent-
wicklung und Verkehr des Landes 
NRW, aber auch insbesondere bei 
der kritischen Betrachtung des 
Themas Dieselfahrverbote durch 
den BUND beraten.

Mit der Möglichkeit ein „freiwilliges 
soziales Jahr im politischen Leben“ 
(FSJP) zu absolvieren, bietet die SGK 
NRW seit 2011 jungen Menschen 
vertiefende Einblicke in die Gesetz-
gebungsprozesse des Landes Nord-
rhein-Westfalen sowie die staats-
politischen Funktionen von Kom-
munen und kommunalen Vertre-
tungen.

Das FSJP soll den Freiwilligen die 
Möglichkeit geben, ihr kommunal-
politisches Wissen zu vertiefen. Die 
Vermittlung von Strukturen, Auf-
gaben und Arbeitsabläufen in der 
SGK-Geschäftsstelle sowie die Teil-
nahme an Veranstaltungen stehen 
im Mittelpunkt des freiwilligen Jah-
res.

Im Berichtszeitraum haben vier 
junge Menschen das FSJP bei der 
SGK NRW wahrgenommen. Anna 
Rimkus (2014-2015), Florian Heer 
(2015-2016), Timon Rhein (2016-
2017) und Najda Mauel (seit Sep-
tember 2017). 

„Freiwillig bei der SGK NRW“

Geschäftsbericht

© Robert Kneschke - Fotolia
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Die SGK-Internetsei-
te wird nach wie vor 

von den Mitgliedern ausgiebig 
genutzt. Im Durchschnitt rund 
10.000 Zugriffe verzeichnet das 
SGK-Intranet monatlich. 

Die Kommunal-Mail wird 
aktuell an einen Verteiler 

von rund 8.700 E-Mailadressen 
versendet. Damit haben rund 
90 Prozent der SGK-Mitglieder 
einen Zugang zum Intranet der 

SGK NRW und erhalten in regel-
mäßigen Abständen die Kom-
munal- und Seminar-Mails. 

Der Facebook-Auftritt der 
SGK NRW wird wei-

ter intensiv genutzt. Die 
Seite verzeichnet aktuell 
2.141 "Fans".

Wie gewohnt sind 
Bilder vergangener 

Veranstaltungen auf dem Flickr-
Portal zu finden. Die Kommunale 

ist als PDF-Download vor-
handen und kann direkt 
online als ePaper gelesen 
werden.
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Die Zukunft ist unser Revier.

Flächen gestalten, Projekte entwickeln.

Bereits über 9.000 Hektar vorgenutzter Fläche hat die RAG Montan Immobilien seit 1977 in NRW und 
dem Saarland erfolgreich entwickelt. Vom Standort für Gewerbe und Dienstleistungen, über Logistik 
bis hin zum attraktiven Wohnquartier.
Dabei haben unsere Experten die komplette immobilienwirtschaftliche Wertschöpfungskette im 
Blick. Mit allen Optionen, ohne einen Quadratmeter Fläche zu verschenken.
Unser eigenes, vielfältiges Flächenportfolio erweitern wir dabei stetig durch einen bedarfsgerechten  
Ankauf von Grundstücken mit Entwicklungsperspektive. 

RAG Montan Immobilien GmbH
Im Welterbe 1-8, 45141 Essen 
info@rag-montan-immobilien.de
www.rag-montan-immobilien.de
0201/378 - 0

Besuchen Sie

uns auf der

polis Convention 2018!

Projektgruppe
Frühkindliche Bildung

Die Projektgruppe frühkindli-
che Bildung hat in der Amtszeit 
des Vorstandes fünfmal getagt. 
Schwerpunktthema war die Re-
form des Kibiz. Ein weiteres The-
ma war die Unterbringung von un-
begleiteten minderjährigen Flücht-
lingen (UMFs). Hierzu hat ein ex-
terner Referent der Evangelischen 
Jugend- und Familienhilfe gGmbH 
berichtet. 

Die PG hat zudem eine Veranstal-
tung zum Informations- und Mei-
nungsaustausch mit Mitgliedern 
der JHAs vorbereitet. Bei diesem 
Meinungsaustausch im Juni 2016 
diskutierten Prof. Dr. Klaus Schä-
fer, Wolfgang Jörg MdL, Manfred 

Walhorn (MFKJKS mit rund 50 
JHA-Mitgliedern. 

Neben der PG hat dreimal die 
kleinere, sogenannte „Redakti-
onsgruppe“ getagt und zum Teil 
mit externen Gästen Positionen in 
Form von Eckpunkten für ein neu-
es Kibiz erarbeitet. 

Durch den Regierungswechsel 
verzögert sich nun nicht nur die 
grundständige Reform des Kibiz, 
auch die inhaltliche Schwerpunkt-
setzung wird sich verändern. Dies 
wurde zuletzt in der Sitzung im 
Januar 2018 gemeinsam mit der 
Landtagsfraktion erörtert. Im 
Rahmen der künftigen Gesetzge-
bungsvorhaben zur Revision des 
Kibiz will die Projektgruppe ihre 
Anforderungen einbringen.

Die SGK-Ehrennadel wird seit 
2010 verliehen, um verdiente so-
zialdemokratische Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpolitiker 
auszuzeichnen. Sie soll Ausdruck 
der Anerkennung für herausra-
gendes kommunalpolitisches En-
gagement und besonderen Ein-
satz für die Ziele sozialdemokrati-
scher Kommunalpolitik sein.

Renate Canisius, Bürgermeisterin 
in Köln, Dr. Jürgen Linde, Oberbür-

germeister a.D. Aachen und Edgar 
Moron, NRW-Landtagspräsident 
a.D. waren die ersten, die diese Eh-
rung entgegen nehmen konnten. 

Anlässlich der Landesdelegierten-
versammlung 2015 wurde sie im 
Rahmen des kommunalen Abends 
vergeben an Marlene Lubek aus 
Paderborn, Ursula Kraus aus Wup-
pertal, Dr. Wolfgang Honsdorf aus 
Bad Salzuflen und Ernst Prüsse aus 
Dortmund.

Im Jahr 2016 hatte die SGK zur 
Verleihung der Ehrennadel in den 
Malkasten in Düsseldorf geladen. 
Vor den rund 100 geladenen Gäs-
ten wurden an diesem Tag Rudi 
Bertram aus Eschweiler, Karsten 
Koch aus Beckum und die damali-
ge Ministerpräsidentin des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Hannelore 
Kraft, ausgezeichnet. 

SGK-Ehrennadel

Zahlen, Daten, FaktenSGK-Digital

Geschäftsbericht
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…man muss auch die 
SGK auf seiner 
Seite haben. Fast 
täglich erreichen 
die Geschäfts-
stelle Anfragen 
zu unterschiedlichs-
ten rechtlichen und po-
litischen Fragen – schriftlich, 
telefonisch und per E-Mail.

Häufig handelt es sich um 
kommunalverfassungsrechtliche 
Probleme. Hierzu gehören Fra-
gen zur Zuständigkeit des Rates, 
zur Kompetenz des Bürgermeis-
ters, zur Zulässigkeit von Bürger-
begehren, Befangenheitsfragen 
und Probleme bei der Freistellung 
von Mandatsträgern.

Darüber hinaus beschäftigen sich 
die Anfragen mit allen Rechts-
gebieten, mit denen Rats- und 
Kreistagsmitglieder konfrontiert 
werden. Beginnend beim Abga-
benrecht über das Straßen- und 
Wegerecht bis hin zu Fragen im 
Zusammenhang mit der wirt-
schaftlichen Betätigung der Kom-
munen. 

Auch das kommunale Wahl-
recht war und ist ein „Dau-
erbrenner“ und deshalb 
wird die „Rechtsabteilung“ 
der SGK rechtzeitig vor der 
nächsten Kommunalwahl 
eine Handreichung für die 
kommunalen Praktiker ver-

öffentlichen. Der Bedarf 
scheint durchaus groß zu 
sein. Das Exemplar zur Kom-
munalwahl 2014 wurde über 

3.000 Mal bestellt.

Bearbeitet werden die Anfragen 
von den Volljuristen in der SGK-
Landesgeschäftsstelle. Hier hat 
es im Berichtszeitraum eine per-
sonelle Veränderung gegeben: 
Kerstin Heidler trat im Oktober 
2016 eine Stelle als Beigeordne-
te in Unna an. Ihr folgte Hanna 
Schulze nach, die vorher u.a. als 
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende der SPD im Kreistag des 
Märkischen Kreises kommunalpo-
litisch aktiv war. Sie komplettiert 
als Volljuristin nun zusammen mit 
Sascha Kudella und Arno Jansen 
das Juristenteam in der Landesge-
schäftsstelle.

SGK-Rechtsberatung
„Recht haben alleine 
genügt nicht …“
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Geschäftsbericht

In den vergangenen Jahren haben sich 
einige Veränderungen in der SGK-Ge-
schäftsstelle ergeben. Kerstin Heidler 
hat die SGK NRW 2016 verlassen, um als 
Beigeordnete in der Stadt Unna zu wir-
ken. Für sie wurde die Volljuristin Hanna 
Schulze als Referentin eingestellt. Neu-
er allgemeiner Vertreter ist seitdem Arno 
Jansen.

SGK-Landesgeschäftsstelle – Personal

Johanna Mielke hat die SGK NRW ebenfalls ver-
lassen und arbeitet nun bei der Kinder- und Jugend-
stiftung in Köln. Ihre Elternzeitvertretung Gianna 
Lakhal wechselte 2017 in die Gemeinde Rommers-
kirchen als persönliche Referentin des Bürgermeisters.

Dietmar Meinert feierte 2016 sein 25-jähriges Dienst-
jubiläum. Elke Krumbein war 2015 bereits 30 Jahre 
bei der SGK NRW beschäftigt.

Bei der Bundestagswahl 2017 wurde Landesgeschäftsführer Bernhard 
Daldrup erneut in den Bundestag gewählt und ist dort auch weiterhin 
als kommunalpolitischer Sprecher die Stimme der Kommunalen in der 
SPD-Bundestagsfraktion.
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19. Ordentliche Landesdelegiertenversammlung

Stadthalle Bielefeld | Willy-Brandt-Platz 1, 33602 Bielefeld

21. April 2018

Liebe Genossinnen und Genossen, Freundinnen und 
Freunde der SGK, sehr geehrte Damen und Herren,

Noch nicht angemeldet?
Die Anmeldung zur Veranstaltung geht ganz 
unkompliziert über unser Online-Anmeldeformular:
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9:00 Uhr   Einlass und Eröffnung der 
      Ausstellung

10:00 Uhr   Eröffnung

 
Marion Weike

 Stellvertretende SGK-Landesvorsitzende,
 Bürgermeisterin der Stadt Werther

  Wahl einer Versammlungsleitung

  Beschluss über die Tagesordnung und 
     die Geschäftsordnung

  Wahl einer Mandatsprüfungs- und 
     Zählkommission

  Herzlich willkommen in Bielefeld

 
Pit Clausen

 Oberbürgermeister der Stadt Bielefeld

  Bericht des Vorstandes

 
Frank Baranowski

 SGK-Landesvorsitzender, 
 Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen

  Bericht der Revisoren 

  Bericht der Mandatsprüfungs- und 
     Zählkommission

  Aussprache zum Bericht des Vorstandes

  Entlastung des Vorstandes

  "Erneuerung beginnt in den Kommunen"

 
Michael Groschek

 Vorsitzender der NRWSPD 

  Wahlen I: Wahl des/der Vorsitzenden

  Wahlen II:	 Wahl	des	geschäftsführenden	
  Vorstandes

  "Europa findet Stadt"

 
Sigmar Gabriel

 Bundesaußenminister a.D.
 

wir laden Sie und Euch herzlich 
zur 19. Ordentlichen Landesde-
legiertenversammlung der Sozi-
aldemokratischen 
Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik e. 
V. (SGK NRW) in die 
Stadthalle Bielefeld 
ein. Unsere Konfe-
renz haben wir un-
ter das Motto gestellt: 

„Europa findet Stadt“.

NRW liegt im Herzen Europas 
und ist als eine der stärksten 
Wirtschaftsregionen besonders 
mit unseren europäischen Nach-
barn und den Mitgliedern der eu-
ropäischen Union verbunden. Ein 
starkes Europa bedeutet für uns 
eine gute Zukunft. Diese Situati-
on bedeutet Chance, Risiko, aber 

gewiss auch Verantwortung. Die 
Entwicklung Europas ist auch für 
die kommunale Ebene in Deutsch-

land von eminenter Bedeu-
tung. Nicht nur mit Blick auf 
die Europawahl 2019 möch-
ten wir deshalb mit Ihnen, 

mit Euch über 
wichtige europä-
ische und kom-
munale Fragen 
mit hochrangi-
gen Persönlich-
keiten diskutie-
ren.

Wir freuen uns auf eine rege Be-
teiligung.

Aktualisierter Programmablauf

www.sgk-veranstaltungen.de

Landesvorsitzender
Frank Baranowski

Oberbürgermeister der 
Stadt Gelsenkirchen

Landesgeschäftsführer 
Bernhard Daldrup MdB

  Bekanntgabe der Wahlergebnisse
Vorsitzende/r | Geschäftsführender Vorstand

  Wahlen III: Wahl der Beisitzer/innen

12:55 Uhr   Mittagspause

13:45 Uhr   Europa findet Stadt 

Forum I  Städtepartnerschaften der neuen Generation
 Was kommt auf die Kommunen zu?

 Birgit Sippel MdEP
 Mitglied des Europäischen 
Parlamentes

 Dr. Andreas Höferl
 Landtags- und 
Gemeinderatsklub der 
SPÖ, Wien

	Serafin	Pazos-Vidal
	Geschäftsführer
	Schottischer	Gemeinde-
verband (angefragt)

 Uwe Zimmermann
	Stellv.	Hauptgeschäft-
führer Deutscher Stäte-  
und  Gemeindebund

Markus Töns MdB
Stellv. Vorsitzender
Ausschuss Angelegenheiten 
der Europäischen Union

 Moderation 

Wolfram Kuschke
 Staatsminister a.D.

Forum II  Integration und Segregation
 Internationalität als kommunale Herausforderung

Anneke Bokern 
architour,
Amsterdam

Pit Clausen
Vorsitzender
Städtetag NRW

Dipl.-Ing.	Martin	Müller
Vizepräsident 
Bundesarchitektenkammer 

Michelle Müntefering
Staatsministerin im 
Auswärtigen	Amt

Vertreter/in aus Polen
 N.N.

Moderation 

Achim Post MdB
Generalsekretär der SPE

  Wahlen IV: Wahl der Revisoren

  Antragsberatungen

  Bekanntgabe der Wahlergebnisse
Beisitzer | Revisoren 

  Grußwort
Simon Pearce
Schauspieler,	Comedian	und	Kabarettist

  Schlusswort

16:30 Uhr   Ende der Veranstaltung
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Breitbandausbau – aber richtig!
Weil es um Ihre digitale 
Zukunft geht.

Die Planung und Umsetzung von Breitbandprojekten 
ist anspruchsvoll. Unsere Experten bieten Ihnen eine 
Breitband-Beratung aus einer Hand. Wir optimieren 
Ihren Förderantrag und entwickeln Lösungen für eine 
leistungsstarke Breitbandversorgung in Ihrer Region. 
Nachhaltig und zukunftssicher.    

www.pwc.de
Unsere Beratungsschwerpunkte
• Antragsbegleitung für Förderprogramme
• Breitbandstrategie / Masterplan
• GIS-basierte Bestandsanalyse 
•  Kostenoptimierte Grobnetzplanung 

(FTTB/H; FTTC)
• Bankfähige Geschäftsmodelle
• Wirtschaftlichkeitsanalyse 
• Umfassende Rechtsberatung  
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